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Entschließungsantrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


zur dritten Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Ersten Gesetzes zur Reform des Ehe- und Familienrechts (1. EheRG) 
- Drucksachen 7/650, 7/4361 - 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Aus sozialpolitischen und verfassungsrechtlichen Gründen ist 
es dringend geboten, eine umfassende gesetzliche Regelung 
für eine eigenständige soziale Sicherung der Frau zu schaffen. 
Eine isolierte Regelung nur für den Fall der Scheidung erscheint 
allenfalls als kurzfristige Ubergangslösung vertretbar. 

Erforderlich ist eine familiengerechte Lösung, die die Einheit 
von Ehe und Familie, die tatsächliche Abhängigkeit des einen 
Ehepartners vom Lebensschicksal des anderen und die Stellung 
der Familie im Einkommensgefüge angemessen berücksichtigt. 
Hierzu ist insbesondere neben der partnerschaftlichen Auftei- 
lung der während der Ehe erworbenen Rentenansprüche im 
Falle des Todes eines Ehegatten ein zusätzlicher abgeleiteter 
Ehegattenzuschlag vorzusehen. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, rechtzeitig einen ent- 
sprechenden Gesetzentwurf dem Deutschen Bundestag vorzu- 
legen. Dabei ist auch die Regelung des Versorgungsausgleichs 
an die umfassende Regelung der sozialen Sicherung der Frau 
anzupassen. 


Bonn, den 11. Dezember 1975 


Carstens, Stückten und Fraktion 
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